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Kreis Lippe 
 
418 I. Jugend- und Gästehäuser des Kreises Lippe 

auf Langeoog und Norderney (Inselquartiere) 
Preisliste für Aufenthalte ab dem 01.01.2015 

 
Der Ausschuss für Bildungsentwicklung, Sport- und Be-
triebsausschuss hat in seiner Sitzung am 03.09.2014 gem. 
§ 3 Absatz 4 Buchstabe b der Betriebssatzung für den Ei-
genbetrieb "Schulen des Kreises Lippe" vom 21.12.2009 i. 
V. m. der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO) und der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (EigVO NRW) in der z. Z. geltenden Fas-
sung beschlossen, dass für die Jugend- und Gästehäuser 
des Kreises Lippe auf Langeoog und Norderney (Inselquar-
tiere) ab dem 01.01.2015 die folgenden Preise für Unter-
kunft, Verpflegung und Sonderkonditionen für Gruppen gel-
ten:  
 
1.1 Preise in den Jugend- und Gästehäusern 
 
Übernachtung* 
pro Gast 

Gruppenhäuser 
(La u. No) 

DZP (La) Gästehaus (No) 

nach Alter Ü/VP Ü/F Ü/F Ü/VP Ü/F 

Kleinkinder bis 
einschl. 2 Jah-
re 

in Begleitung eines Familienmitglieds ohne Berechnung 

Kinder ab 3  
bis unter 6 
Jahren:  

22,00 € 21,00 € 22,00 € 24,00 € 23,00 € 

Kinder/ Ju-
gendliche ab 6 
bis unter 18 
Jahren 

28,00 € 23,00 € 28,00 € 34,00 € 29,00 € 

Erwachsene  
(ab 18 Jahre) 

37,00 € 
 

31,00 € 37,00€ 43,00 € 37,50 € 

 
* Preisnachlass von 5 % vom 01.11. bis 14.03 des Jahres 
ohne letzte und erste Kalenderwoche 
 
Erläuterungen: 
• La: Jugend- und Gästehaus Lemgo auf Langeoog 
• No: Jugend- und Gästehaus Detmold auf Norderney 
• Gruppenhäuser: idR. Unterbringung in Mehrbettzim-

mern mit Stockbetten (alle Zimmer mit eigenem Bad) 
• DZP: Unterbringung in Doppelzimmern Plus ( mit eige-

nem Eingang, Bad, kleiner Küche und Sitzgelegenheit 
innen/außen sowie Sat-TV) 

• Gästehaus: Unterbringung idR. in Doppelzimmern mit 
eigenem Bad (inkl. Handtücher), Sat-TV und meist Bal-
kon (separates Gebäude) 

• Ü/VP: drei Mahlzeiten pro Tag, davon eine warme 
Mahlzeit 

• Ü/F: Frühstück(sbuffet) 
 
Die o. g. Preise beinhalten die gebuchte Unterbringung 
inkl. Bettwäsche, Verpflegung und  ausgewählter Getränke 
(Wasser bzw. Kaffee/Tee) zu den Mahlzeiten. Für gebuch-
te, aber nicht eingenommene Mahlzeiten erfolgt kein Preis-
nachlass.  
 
Besondere Leistungen (Bustransfer, Wattwanderung, Fahr-
rad- oder Strandkorbverleih, Waschmaschinennutzung, La-
te Check-In etc.) werden auf Anfrage angeboten und ge-
sondert in Rechnung gestellt. 
 
 
 
 
 

 
1.2 Preise der Ferienwohnungen auf Norderney 
 
Die für 2 Erwachsene und 2 Kinder ausgelegten Ferien-
wohnungen kosten pro Tag 80,00 € (Wohnung 1) bzw. 
100,00 € (Wohnung 2) bei Belegung für mindestens 5 Ta-
ge; bei einer Belegung von 3 oder 4 Tagen wird eine ein-
malige Sonderreinigungspauschale von 30,00 € erhoben. 
Der o. g. Tagespreis reduziert sich um 10,00 € vom 01.11. 
bis 14.03 des Jahres ohne letzte und erste Kalenderwoche; 
abweichende Regelungen bei Belegung nur mit Erwachse-
nen sind möglich. 
 
1.3 Aufschläge bzw. Sonderkonditionen im Einzel-
fall 
 
Die allgemeinen Preise sind auf Basis von mindestens 2 
Übernachtungen kalkuliert und gehen von einer möglichst 
vollständigen Belegung der pro Zimmer zur Verfügung ste-
henden Betten aus. Eine so genannte  Minderbelegung ist 
ab mindestens 50 % der Betten möglich, jedoch mit Auf-
schlägen verbunden. Diese werden im Rahmen des Bu-
chungsmanagements festgelegt und betragen idR. 7,50 € 
(Jugend-/Gruppenhausbereich) bzw. 15,00 € (Gästehaus 
sowie DZP) pro nicht belegtem Bett und Nacht.  
 
Abweichend von den oben genannten Preisen können im 
Rahmen des Buchungsmanagements je nach Bedarf be-
sondere Preise bzw. Pauschalen angeboten werden.  
 
1.4 Sonderkonditionen für Gruppen 
 
Gruppen erhalten die nachfolgenden Sonderkonditionen, 
soweit sie mit mindestens 15 zahlenden Teilnehmer/innen 
anreisen und diese überwiegend einer der folgenden Kate-
gorien zuzuordnen sind: 
 

Kategorie Lippische Grup-
pen 

Externe Grup-
pen 

Schulklassen, 
KiTa-Freizeiten, 
Studierende an 
Fachhochschulen 
und Universitä-
ten* 

1 Gruppenleitung 
frei  
alle weiteren Be-
treuer/-innen: 50 
% Erwachsenen-
preis 

1 Gruppenlei-
tung frei 
alle weiteren 
Betreuer/-
innen: Schüler-
preis 

Sonstige Kinder- 
bzw. Jugendfrei-
zeiten 
 

1 Gruppenleitung 
frei 
alle weiteren Be-
treuer/-innen: 
Schülerpreis 

1 Gruppenlei-
tung frei 

Erwachsenen-
Freizeiten, Semi-
nare, Workshops 
etc. 

1 Gruppenleitung 
frei 

1 Gruppenlei-
tung frei 

 
*ohne Volkshochschulen und Senioren-Unis 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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419 II. Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 

Inselquartiere des Kreises Lippe auf Nor-
derney und Langeoog 

 
Der Ausschuss für Bildungsentwicklung, Sport- und Be-
triebsausschuss hat in seiner Sitzung am 03.09.2014 gem. 
§ 3 Absatz 4 Buchstabe b der Betriebssatzung für den Ei-
genbetrieb "Schulen des Kreises Lippe" vom 21.12.2009 i. 
V. m. der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO) und der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (EigVO NRW) in der z. Z. geltenden Fas-
sung beschlossen, dass für die Jugend- und Gästehäuser 
des Kreises Lippe auf Langeoog und Norderney (Inselquar-
tiere) ab dem Tag nach der Bekanntmachung im Kreisblatt 
die folgenden Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Inselquartiere des Kreises Lippe auf Norderney und Lan-
geoog gelten:  
 
1. Allgemeines 
 
Der Kreis Lippe – Eigenbetrieb Schulen – bietet insbeson-
dere Schulen, Kindergärten, Vereinen, Weiterbildungsein-
richtungen sowie Familien und Einzelreisenden (im Fol-
genden: Vertragspartner) die Möglichkeit, einen Aufenthalt 
in den Jugend- u. Gästehäusern seiner Inselquartiere auf 
Langeoog und Norderney  zu verbringen. 
 
Das Inselquartier Detmold auf Norderney kann ca. 260 
Personen in fünf Gebäuden sowie zwei Ferienwohnungen 
und das Inselquartier Haus Lemgo  auf Langeoog ca. 85 
Personen aufnehmen. Im Rahmen der räumlichen und or-
ganisatorischen Möglichkeiten werden Klassen bzw. Grup-
pen gemeinsam auf einer Etage untergebracht. 
 
Die Vertragsbeziehungen beruhen auf den nachfolgenden 
Geschäftsbedingungen und sind für beide Seiten verbind-
lich. Abweichungen bedürfen zu ihrer Anwendung der 
Schriftform. Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen 
des Buchungsvertrages und dieser Bestimmungen hat 
nicht die Unwirksamkeit des gesamten Vertrages zur Fol-
ge. Die Berichtigung von Irrtümern und Druck- und Re-
chenfehlern bleibt vorbehalten. Erfüllungsort für alle An-
sprüche und Gerichtsstand ist Detmold. 
 
Schriftwechsel ist zu richten an: 
Kreis Lippe – Der Landrat 
Eigenbetrieb Schulen 
- Inselquartiere – 
Felix- Fechenbach- Str.5 
32756 Detmold 
 
2. Anmeldung und Vertragsabschluss 
 
Die Anmeldung kann schriftlich (Postweg oder Telefax), 
telefonisch oder per E-Mail erfolgen. Wenn die Unterbrin-
gung zu dem gewünschten Termin möglich ist, erhält der 
Vertragspartner zwei Ausfertigungen des Beherbergungs-
vertrags mit den vorgemerkten Buchungsdaten (Termin, 
Teilnehmerzahl, Reisepreis etc.). 
 
Der Vertragsabschluss ist verbindlich zustande gekommen, 
wenn eine vom Vertragspartner unterschriebene Ausferti-
gung des Beherbergungsvertrags innerhalb des dort ge-
nannten Zeitraumes beim Kreis Lippe eingegangen ist. Hat 
der Vertragspartner Änderungen an den Buchungsdaten 
vorgenommen, ist für die Gültigkeit das Einverständnis des 
Kreises Lippe erforderlich. 
 

 
Schulen, Kindergärten, Vereine und sonstige Gruppen be-
nennen eine verantwortliche Person als Ansprechpartner 
für die Vorbereitung und Abwicklung des Aufenthaltes. 
 
3. Nutzungsentgelt, Anzahlung 
 
Grundlage für die Berechnung der Gesamtkosten sind die 
im Beherbergungsvertrag angegebenen Entgelte für Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene. Die jeweils angegebe-
nen Tagesentgelte sind verbindlich. 
 
Im Beherbergungsvertrag nicht aufgeführte zusätzliche 
Leistungen (Bustransfer, Fähre, Inselbus auf Norderney, 
Koffertransport, Kurbeitrag, Servicegebühr für verspätete 
Anreise etc.) werden bei Inanspruchnahme gesondert be-
rechnet. 
 
Mit Abschluss des Beherbergungsvertrages, spätestens 
jedoch 6 Monate vor Reisebeginn ist eine Anzahlung in 
Höhe von 20 % der im Vertrag aufgeführten Gesamtkosten 
zu entrichten. Der Restbetrag ist 2 Wochen vor Reisebe-
ginn fällig. Innerhalb von vier Wochen nach Reiseende er-
folgt eine Abrechnung über eine eventuelle Nachzahlung 
bzw. Erstattung von Überzahlungen. 
 
In allen Fällen gilt, dass bei Überschreitung des Zahlungs-
zieles Verzug eintritt, ohne dass es einer Mahnung bedarf. 
Für die Berechnung von Verzugszinsen gelten die Rege-
lungen des BGB. 
 
4. Rücktritt des Teilnehmers, Ausfallgebühren 
 
Der Vertragspartner kann jederzeit vor Beginn der Reise 
vom Beherbergungsvertrag zurücktreten. Der Rücktritt hat 
aus Beweissicherungsgründen schriftlich zu erfolgen. 
 
Tritt er vom Vertrag zurück oder tritt er ohne vom Vertrag 
zurückzutreten die Reise nicht an, macht der Kreis Lippe 
einen pauschalierten Ersatzanspruch geltend. Dieser be-
rechnet sich bezogen auf den im Beherbergungsvertrag 
genannten Preis wie folgt: 
 
Rücktritt* vor 
Reisebeginn: 

> 6 Monate 6 Monate -
> 4 Monate 

4 Monate -
> 14 Tage 

14 Tage -
0 Tage 

Anteiliger Er-
satzanspruch 

= 30 % = 40 % = 60 % = 100 % 
des Tagessatzes pro Tag u. gemeldetem Teil-
nehmer 

 
 * = Eingang der Erklärung beim Kreis Lippe 
 
Dem Kunden bleibt es vorbehalten nachzuweisen, dass 
den Inselquartieren kein oder ein wesentlich geringerer 
Schaden entstanden ist als die von den Inselquartieren ge-
forderte Pauschale. Die Inselquartiere behalten sich im 
Gegenzug vor, im Einzelfall eine höhere Entschädigung, 
die dem Kunden gegenüber konkret zu beziffern ist, zu be-
rechnen; dann wird vom Kunden dieser Betrag geschuldet. 
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Der Kreis Lippe ist berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten, 
wenn 
• der Vertragspartner die Durchführung der Reise trotz 

mehrmaliger Ermahnung nachhaltig stört oder sich so 
vertragswidrig verhält, dass die sofortige Aufhebung 
des Vertrages gerechtfertigt ist. Eventuell anfallende 
Kosten gehen zu Lasten des Vertragspartners oder 

• durch höhere Gewalt oder sonstige nicht zu vertretende 
Umstände wie z. B. Krieg, Streik, Aufruhr, innere Unru-
hen, Katastrophen, Epidemien eine wesentliche Beein-
trächtigung des Aufenthaltes gegeben ist oder der Auf-
enthalt nicht durchgeführt werden kann. 

 
5. Ausgleichszahlung 
 
Der Vertragspartner hat bis acht Wochen vor Reisebeginn 
die Möglichkeit, die Zahl der im Beherbergungsvertrag an-
gegebenen Teilnehmer zu reduzieren. Danach behält sich 
der Kreis Lippe vor, für jede angemeldete, aber nicht teil-
nehmende Person eine Ausgleichszahlung i. H. von 50 % 
des im Beherbergungsvertrag vereinbarten Tagessatzes 
pro Tag zu erheben. 
 
Ausfallgebühren fallen nicht an, wenn Schulen nachweisen, 
dass Schüler/-innen vor Antritt der Fahrt erkrankt sind, 
nicht versetzt wurden oder verzogen sind 
 
6. Leistungsänderungen 
 
Änderungen der Leistungen muss sich der Kreis Lippe vor-
behalten, soweit dies aus technischen, politischen oder wit-
terungsbedingten Gründen, infolge unvorhersehbarer Um-
stände, höherer Gewalt oder im Interesse eines reibungs-
losen Verlaufs des Aufenthaltes erforderlich ist. Er ver-
pflichtet sich, den Vertragspartner von nicht unerheblichen 
Leistungsänderungen unverzüglich zu unterrichten. 
 
7. Preisänderungen 
 
Der Kreis Lippe bindet sich für 12 Monate an die im Vertrag 
genannten Preise. Soweit der Reisebeginn mehr als 12 
Monate nach Vertragsabschluss liegt, sind die dann jeweils 
geltenden Preise für das Vertragsverhältnis zu Grunde zu 
legen. 
 
Unabhängig von der Regelung in Abs. 1 behält sich der 
Kreis Lippe aus wichtigen und/oder unvorhersehbaren 
Gründen (z. B. außergewöhnlichen Steigerungen bei Per-
sonal-, Energie- oder Verpflegungskosten) Preisänderun-
gen vor. Er kann diese frühestens sechs Monate nach Ver-
tragsabschluss bis spätestens drei Wochen vor Reisebe-
ginn geltend machen. Sollte die Anpassung 5% des Reise-
preises übersteigen, ist der Vertragspartner berechtigt, kos-
tenlos innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt der Mittei-
lung über die Preisänderung schriftlich vom Beherber-
gungsvertrag zurückzutreten. Für die Fristberechnung ist 
der Eingang der Erklärung beim Kreis Lippe maßgeblich. 
 
8. Haftung 
 
Für den Diebstahl, Verlust und die Beschädigung von ein-
gebrachten Sachen (Kleidung, Wäsche und andere persön-
liche Gegenstände) wird nicht gehaftet. 
 
 
 
 
 

 
Der Kreis Lippe haftet als Leistungserbringer für 
• die gewissenhafte Reisevorbereitung, 
• die sorgfältige Auswahl und Überwachung der Leis-

tungsträger, 
• die Richtigkeit der Leistungsbeschreibungen, 
• die ordnungsgemäße Erbringung eventueller vertraglich 

vereinbarter Zusatzleistungen. 
 
9. Datenschutz 
 
Die vertraglichen Beziehungen werden unter Berücksichti-
gung der geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
abgewickelt. 
 
Zum Zwecke der Durchführung des Buchungsauftrages 
werden personenbezogene Daten des Buchenden erhoben 
und gespeichert. Der Buchende stimmt dieser Datenverar-
beitung ausdrücklich zu. 
Eine Weitergabe der personenbezogenen Daten an Dritte 
für andere Zwecke erfolgt nicht. 
 
10. Zahlungen 
 
Für Zahlungen sind folgende Bankverbindungen zu ver-
wenden: 
 
Konto für Aufenthalte auf  

• Norderney: IBAN DE67 4765 0130 0000 0787 66 
• Langeoog:  IBAN DE27 4765 0130 0046 0491 44 

bei der Sparkasse Paderborn-Detmold (BIC: WELA-
DE3LXXX). 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
 
 
 
420 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG).  
 
Immissionsschutz 
 
Die Stadtwerke Lemgo GmbH, 32657 Lemgo, Bruchweg 
24, beantragt die Genehmigung gemäß §§ 4/16/19 des 
Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die we-
sentliche Änderung und den geänderten Betrieb einer Ver-
brennungsmotoranlage zur Erzeugung von Strom und 
Warmwasser für den Einsatz von Erdgas im Verbund mit 
einer vorhandenen Energieerzeugungsanlage (BHKW) in 
32657 Lemgo, Langenbruch 19, Gemarkung Lemgo, Flur 
59, Flurstück 127. Der Antrag beinhaltet im Wesentlichen 
den Austausch des vorhandenen Motormoduls durch ein 
Motormudul mit geringerer Feuerungswärmeleistung. 
 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP- pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.2.3.2 Spalte 2 als An-
lage genannt, für die im Rahmen einer standortbezogenen 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des 
UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 Nr. 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
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Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz� Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Kreisverwaltung Lippe 
Der Landrat 
 
Detmold, den 25.09.2014 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Kerkmann 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
 
 
 
421 Kommunalaufsicht; hier: Öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung – Bodenschutzvereinbarung 
OWL – zwischen den Kreisen Gütersloh, Lippe 
und Paderborn 

 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

Der Kreis Gütersloh, 
Herzebrocker Straße 140 in 33324 Gütersloh, 

vertreten durch den Landrat, 
der Kreis Lippe, 

Felix-Fechenbach-Straße 5 in 32756 Detmold, 
vertreten durch den Landrat, 

und der Kreis Paderborn, 
Aldegreverstraße 10-14 in 33102 Paderborn, 

vertreten durch den Landrat, 
(im Folgenden: Vereinbarungspartner) 

schließen gemäß §§ 23 bis 26 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 1. Oktober 1979 
(GV. NRW S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

12. Mai 2009 (GV. NRW S. 298), 
folgende 

öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur 
interkommunalen Zusammenarbeit im Bereich 

des Bodenschutzes bei militärischen Einrichtungen 
in Ostwestfalen-Lippe. 

 
– Bodenschutzvereinbarung OWL – 

 
Präambel 

Mit der Ankündigung der Britischen Streitkräfte, bis zum 
Jahre 2017 die Nutzung von militärischen Einrichtungen in 
Ostwestfalen-Lippe einschließlich des Truppenübungsplat-
zes Senne aufzugeben, ergibt sich das Erfordernis, im 
Rahmen einer orientierenden Untersuchung nach § 9 Abs. 
1 BBodSchG i.V.m. §§ 2 Nr. 3, 3 Abs. 3 BBodSchV (sog. 
historische Recherche) zu ermitteln, inwiefern Anhaltspunk-
te für schädliche Bodenveränderungen vorzufinden sind.  

 
Das gesamte zu betrachtende Gelände umfasst dabei Flä-
chen der Kreise Gütersloh, Lippe und Paderborn, hier ins-
besondere auf dem Gebiet der Stadt Paderborn. 
Vor diesem Hintergrund ist eine Zusammenarbeit der Ver-
einbarungspartner sinnvoll, wobei dem Kreis Paderborn 
sowohl hinsichtlich der Flächengröße des Truppenübungs-
platzgeländes als auch hinsichtlich der Anzahl der vorhan-
denen militärischen Einrichtungen eine besondere Rolle 
zukommt. Durch die ganzheitliche Betrachtung der be-
troffenen Flächen im Rahmen der historischen Recherche 
sollen die Kosten für die notwendigen Arbeiten so gering 
wie möglich gehalten werden. Durch die Bündelung der 
Aufgaben des gesetzlichen Bodenschutzes wollen die Ver-
einbarungspartner die synergetischen Vorteile nutzen, die 
sich aus dieser interkommunalen Zusammenarbeit erge-
ben. Sie wollen damit einen konkreten Beitrag zum wirt-
schaftlichen Verwaltungshandeln und praktischen Bürokra-
tieabbau leisten. 
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

(1) Die Vereinbarungspartner sind sich darüber einig, dass 
sie im Bereich des Bodenschutzes miteinander zusam-
menarbeiten wollen. Zu diesem Zweck übernimmt der Kreis 
Paderborn die Koordination für eine historische Recherche 
als ersten Schritt einer orientierenden Altlastenuntersu-
chung nach §§ 2 Nr. 3, 3 Abs. 3 BBodSchV. Die orientie-
rende Altlastenuntersuchung ist für die Vereinbarungs-
partner eine geeignete Maßnahme zur Gefährdungsab-
schätzung im Sinne des § 9 BBodSchG. 
(2) Die historische Recherche der orientierenden Altlasten-
untersuchung nach Absatz 1 bezieht sich räumlich auf fol-
gendes Untersuchungsgebiet: 
1. den Truppenübungsplatz Senne, 
2. den Standortübungsplatz im Süd-Osten der Stadt Pa-
derborn und 
3. die Kasernenstandorte Normandy Barracks, Dempsey 
Barracks, Alanbrooke Barracks, Barker Barracks, Athlone 
Barracks im Stadtgebiet Paderborn. 
4. Truppenübungsplatz Stapel Augustdorf Die genaue Be-
schreibung des Untersuchungsgebiets ergibt sich aus dem 
beigefügten Lageplan. 
 (3) Der Kreis Paderborn übernimmt diese Aufgabe nach 
Absatz 1 und 2 von den Vereinbarungspartnern in Form 
der mandatierenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung (§ 
23 Abs. 1 Alternative 2, Abs. 2 Satz 2 GkG). Die rechtliche 
Zuständigkeit für die eigentliche Aufgabenerfüllung bei den 
Vereinbarungspartnern nach dem BBodSchG wird dadurch 
nicht berührt. 
 

§ 2 
Aufgabenverteilung und Zusammenarbeit 

(1) Die vom Kreis Paderborn übernommenen Aufgaben 
nach § 1 umfassen insbesondere 
1. die Vorbereitungen zur Auswahl und Beauftragung eines 
entsprechenden Fachbüros (als Auftraggeber), 
2. die Erarbeitung eines entsprechenden Zuwendungsan-
trags beim Land Nordrhein-Westfalen (als Antragssteller 
und Fördermittelnehmer), 
3. die operative Durchführung und Koordination während 
der Durchführung der historischen Recherche nach § 1 und 
4. die haushalterische Zahlungsabwicklung für die Verein-
nahmung der Fördermittel, Anforderung der Eigenanteile 
und Bezahlung des beauftragten Fachbüros. 
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(2) Die Entscheidung über die Beauftragung des Fachbü-
ros erfolgt einvernehmlich zwischen den Vereinbarungs-
partnern. Gleichrangige Auswahlkriterien für die Beauftra-
gung des Fachbüros sind 
1. die Kosten, 
2. die fachliche Erfahrung, 
3. einschlägige Referenz und 
4. besondere Kenntnisse der militärischen Strukturen. 
(3) Der Kreis Paderborn lädt alle Vereinbarungspartner un-
verzüglich zu einem gemeinsamen Besprechungstermin 
ein, wenn 
1. einer der Vereinbarungspartner dies beantragt, 
2. über grundsätzliche Angelegenheiten zu entscheiden ist, 
3. über den Auftragsumfang nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 hinaus 
ein Folgeauftrag erteilt werden soll und 
4. Entscheidungen mit einem wirtschaftlichen Wert von 
über 5 000,– € zu treffen sind. 
(4) An einem solchen Besprechungstermin können bei be-
rechtigtem Interesse auch Vertreter anderer Institutionen 
(Bezirksregierung, Bundesanstalt für Immobilien, britische 
Streitkräfte, u.a.) teilnehmen. Die Vereinbarungspartner 
können der Teilnahme anderer Institutionen widerspre-
chen. Entscheidungen treffen die Vereinbarungspartner 
einvernehmlich. 
 

§ 3 
Kostenerstattung 

(1) Die Vereinbarungspartner tragen die Kosten zur Durch-
führung der Aufgaben nach § 1. Der Umfang der Kosten 
ergibt 
sich als Eigenanteil aus der Auftragsvergabe an ein Fach-
büro (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) abzüglich der durch das Land Nord-
rhein-Westfalen gewährten Fördermittel (§ 2 Abs. 1 Nr. 2). 
Den notwendigen Eigenanteil tragen die Vereinbarungs-
partner zu folgenden Quoten: 
1. Kreis Paderborn:   62,0 % 
2. Kreis Lippe:    30,0 % 
3. Kreis Gütersloh:    8,0 % 
(2) Die Vereinbarungspartner können einvernehmlich über 
die Erteilung eines Folgeauftrags entscheiden (§ 2 Abs. 3 
Nr. 3), wenn über die Durchführung der zunächst beauf-
tragten historischen Recherche (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) hinaus 
weitergehende Untersuchungen und Auswertungen von 
Unterlagen im Rahmen des Untersuchungsschritts zur his-
torischen Recherche zweckmäßig sind. 
(3) Die Kosten für einen solchen Folgeantrag trägt grund-
sätzlich derjenige Vereinbarungspartner, auf dessen Flä-
chen sich die weitergehende Untersuchung bezieht. Über 
eine Abweichung von dieser grundsätzlichen Kostenpflicht 
für Folgeaufträge entscheiden die Vereinbarungspartner 
einvernehmlich. 
 

§ 4 
Berichtspflicht des Fachbüros 

(1) Während der Durchführung der historischen Recherche 
berichtet das beauftragte Fachbüro mündlich über den 
Fortgang der Altlastenuntersuchung in den gemeinsamen 
Besprechungen der Vereinbarungspartner (§ 2 Abs. 3). 
(2) Nach Abschluss der historischen Recherche erhalten 
die Vereinbarungspartner vom Kreis Paderborn jeweils ei-
nen schriftlichen Abschlussbericht des beauftragten Fach-
büros einschließlich der digitalen Ergebnisse. Dieser Ab-
schlussbericht stellt die wertenden Ergebnisse der histori-
schen Recherche getrennt für jedes Hoheitsgebiet der Ver-
einbarungspartner dar. 
(3) Auf Wunsch der Vereinbarungspartner stellt das beauf-
tragte Fachbüro die Ergebnisse des Abschlussberichts in 
den jeweils zuständigen Gremien vor. 

 
§ 5 

Fälligkeit der Eigenanteile 
Nach Auftragserteilung an das Fachbüro (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) 
fordert der Kreis Paderborn die Hälfte der Eigenanteile von 
den Vereinbarungspartnern nach Maßgabe des Absatzes 1 
an. Die andere Hälfte fordert der Kreis Paderborn nach 
Vorlage des Abschlussberichts (§ 4 Abs. 2) von den Ver-
einbarungspartnern an. Die Vereinbarungspartner zahlen 
den auf sie entfallenden Eigenanteil unverzüglich nach Auf-
forderung an den Kreis Paderborn. 
 

§ 6 
Geltungsdauer und Kündigung 

(1) Die Geltungsdauer dieser öffentlich-rechtlichen Verein-
barung ist auf den notwendigen Zeitraum zur Durchführung 
des Vereinbarungsgegenstandes nach § 1 befristet. 
(2) Während dieser Geltungsdauer können die Vereinba-
rungspartner diese Vereinbarung aus wichtigem Grund au-
ßerordentlich kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn 
dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalls und unter Abwägung der gegenseitigen In-
teressen die Fortsetzung dieser Zusammenarbeit bis zur 
Beendigung nach Absatz 1 nicht zugemutet werden kann. 
Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die Fortsetzung 
dieser Vereinbarung einem der Vereinbarungspartner wirt-
schaftlich nicht mehr zuzumuten ist. 
(3) Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
 

§ 7 
Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieser öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung unwirksam sein oder werden, so berührt dies 
nicht die Wirksamkeit der übrigen in dieser Vereinbarung 
enthaltenen Regelungen. Die unwirksame Bestimmung ist 
durch eine solche zu ersetzen, die dem beabsichtigten 
Sinn und Zweck der Vereinbarung und dem Willen der 
Vereinbarungspartner am nächsten kommt. Gleiches gilt, 
soweit die Vereinbarung lücken haft sein sollte. 
 

§ 8 
Form, Nebenabreden und Ausfertigung 

(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung be-
dürfen der Schriftform. 
(2) Nebenabreden zu dieser Vereinbarung bestehen nicht. 
(3) Diese Vereinbarung wird fünffach ausgefertigt. Jeder 
Vereinbarungspartner erhält eine Ausfertigung. 
 

§ 9 
In Kraft treten 

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach 
der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Regierungsbe-
zirk 
Detmold in Kraft. 
Paderborn, den 4. Juli 2014 
 
Kreis Gütersloh Sven Adenauer Landrat 
 
Kreis Lippe Friedel Heuwinkel Landrat 
 
Kreis Paderborn Manfred Müller Landrat 
 
Anlage: Lageplan über die genaue Beschreibung des Un-
tersuchungsgebiets 
(§ 1 Abs. 2 a.E.) 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 805 
 

 

 
Genehmigung 

und Bekanntmachung 
Die vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 4. 
Juli 2014 zur interkommunalen Zusammenarbeit im Be-
reich des Bodenschutzes bei militärischen Einrichtungen 
zwischen den Kreisen Gütersloh, Lippe und Paderborn – 
Bodenschutzvereinbarung OWL – wurde durch die Bezirks-
regierung Detmold gem. § 24 Abs. 2 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 1. Oktober 
1979 (GV. NRW S. 621), zuletzt geändert durch Art. 3 
Fünftes Änderungsgesetz vom 23. Oktober 2012 (GV. 
NRW S. 474), mit Verfügung vom 25.08.14 genehmigt. 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die Genehmi-
gung gemäß § 24 Abs. 3 GkG wurde bereit im Amtsblatt 
der Bezirksregierung Detmold bekannt gemacht. 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
422 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0250 

V „Wohnbebauung Walhalla“, Ortsteil Schöt-
mar  

 - Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung  
 - Beschluss einer öffentlichen Auslegung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 04.09.2014 
 
Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zur Kenntnis 
genommen. Deren Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf gemäß der durchgeführten Abwä-
gung wird zugestimmt. 
 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung 
Dem Entwurf des  vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 0250 V „Wohnbebauung Walhalla“, Ortsteil Schötmar 
mit der zugehörigen Begründung in der Fassung vom 
19.08.2014 einschließlich Umweltbericht wird zugestimmt. 
Der Entwurf zum Bebauungsplan ist gemäß  
§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

08.10.2014 – 07.11.2014 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits  
vorliegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen 
wesentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer des oben genannten 
Zeitraums öffentlich aus. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten 
 
1. Artenschutzprüfung 
mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, Säuge-
tiere, Amphibien, Reptilien) sowie Angaben von Zeiten und 
Vorgehensweisen zu Fällarbeiten; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflanzen 
 
2. Hydrogeologische Stellungnahme 
mit Aussagen zum Bodenaufbau, den oberflächennahen 
Grundwasserverhältnissen, der Versickerung von Nieder-
schlagswasser sowie den Auswirkungen der Maßnahme 
auf den Brunnen „Walhalla“; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 

 
3. Orientierende Gefährdungsabschätzung und Baugrund-
untersuchung  
mit Aussagen zu durchgeführten Untersuchungen zur Ge-
fährdungsabschätzung möglicher Altlasten und deren Er-
gebnisse, zum Baugrund, zur Geologie und Hydrogeologie 
sowie Empfehlungen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
II Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß  
§ 4 Abs. 1 BauGB 
 
1. Stellungnahme vom Kreis Lippe u.a. zur Wasserwirt-
schaft, zum Grundwasserschutz und Bodenschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
2. Stellungnahme vom Landesbetrieb Wald und Holz NRW 
u.a. zu den Abständen der Bebauung zum Wald, 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Mensch, Ge-
sundheit, Pflanzen 
 
3. Stellungnahme vom Geologischen Dienst NRW u.a. zur 
Wasserwirtschaft, zum Grundwasserschutz und Boden-
schutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
4. Stellungnahme von Bezirksregierung Detmold, Dezernat 
33 u.a. zur Wasserwirtschaft, zum Grundwasserschutz, zu 
Altlasten und Bodenschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
5. Stellungnahme vom LWL-Archäologie für Westfalen, 
Außenstelle Bielefeld u.a. zu möglichen Resten einer mit-
telalterlichen städtischen Landwehr; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Kulturgüter 
 
6. Stellungnahme vom Fachdienst „Stadtplanung und Um-
welt“, Abteilung Umwelt der Stadt Bad Salzuflen u.a. zu 
möglichen klimatischen Beeinträchtigungen, zu Waldab-
ständen, zum Grundwasser, zu Bepflanzungen und Erd-
überdeckungen, zur Versiegelung des Plangebiets sowie 
zu Ausgleichsflächen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflanzen, 
Klima, Wasser, Boden, Mensch, Gesundheit  
 
7. Stellungnahme vom Fachdienst „Tiefbau“ der Stadt Bad 
Salzuflen u.a. zur Wasserschutzgebietszugehörigkeit des 
Plangebietes; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, Mensch 
 
8. Stellungnahme vom Fachdienst „Forst“ der Stadt Bad 
Salzuflen u.a. zu möglichen klimatischen Beeinträchtigun-
gen, zu Waldabständen sowie zur Wasserwirtschaft; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, Mensch, 
Gesundheit, Boden 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden.  
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Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   11.09.2014 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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423 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0901 

„Stubensiek“, Ortsteil Retzen  
 - Aufstellungsbeschluss 
 - Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 04.09.2014 
 
1. Aufstellungsbeschluss 

Die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 0901 „Stubensiek", Ortsteil Retzen wird gemäß § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)  in Verbindung mit § 1 
Abs.8 BauGB beschlossen. 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im be-
schleunigten Verfahren nach den Regelungen des §13a 
BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung ge-
mäß §2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.   
Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 

 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – öffentlicher 
Planaushang für die Dauer eines Monats – beschlos-
sen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

08.10.2014 bis 07.11.2014 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme 
abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 11.09.2014 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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424 130. Änderung des Flächennutzungsplanes 

(FNP) der Stadt Bad Salzuflen Bereich „Walhal-
la“, Ortsteil Schötmar  

 - Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung  
 - Beschluss einer öffentlichen Auslegung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 04.09.2014 
 
Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zur Kenntnis 
genommen. Deren Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den 
Entwurf der Flächennutzungsplanänderung gemäß der 
durchgeführten Abwägung wird zugestimmt.  
 
Beschluss der öffentlichen Auslegung 
Dem Entwurf der 130. Änderung des Flächennutzungspla-
nes „Bereich Walhalla“,  
Ortsteil Schötmar mit der zugehörigen Begründung in  der 
Fassung vom 18.08.2014 einschließlich Umweltbericht wird 
zugestimmt.  
Der Entwurf zur Änderung des Flächennutzungsplanes ist 
gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich aus-
zulegen. 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

08.10.2014 – 07.11.2014 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

 
Montag bis Mittwoch 

 
08.00 - 16.00 Uhr 

Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Entwurf der 130. Änderung des Flächennutzungspla-
nes mit der zugehörigen Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits vorliegenden, nach Einschät-
zung der Stadt Bad Salzuflen wesentlichen, umweltbezo-
genen Stellungnahmen liegen zu jedermanns Einsicht für 
die Dauer des oben genannten Zeitraums öffentlich aus. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten 
1. Artenschutzprüfung 
mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, Säuge-
tiere, Amphibien, Reptilien) sowie Angaben von Zeiten und 
Vorgehensweisen zu Fällarbeiten; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflanzen 
 
2. Hydrogeologische Stellungnahme 
mit Aussagen zum Bodenaufbau, den oberflächennahen 
Grundwasserverhältnissen, der Versickerung von Nieder-
schlagswasser sowie den Auswirkungen der Maßnahme 
auf den Brunnen „Walhalla“; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
 
 

 
3. Orientierende Gefährdungsabschätzung und Baugrund-
untersuchung 
mit Aussagen zu durchgeführten Untersuchungen zur Ge-
fährdungsabschätzung möglicher Altlasten und deren Er-
gebnisse, zum Baugrund, zur Geologie und Hydrogeologie 
sowie Empfehlungen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
II Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß  
§ 4 Abs. 1 BauGB 
1. Stellungnahme vom Kreis Lippe u.a. zur Wasserwirt-
schaft, zum Grundwasserschutz und Bodenschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
2. Stellungnahme von der Bezirksregierung Detmold, De-
zernat 33 u.a. zur Wasserwirtschaft, zum Grundwasser-
schutz, zu Altlasten und Bodenschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch, Gesundheit 
 
3. Stellungnahme vom LWL-Archäologie für Westfalen, 
Außenstelle Bielefeld u.a. zu möglichen Resten einer mit-
telalterlichen städtischen Landwehr; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Kulturgüter 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der 
Entwurf zur Flächennutzungsplanänderung unter 
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Auch dort kann eine Stellungnahme 
abgegeben werden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
die Änderung des Flächennutzungsplanes unberücksichtigt 
bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  11.09.2014 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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425 2. Sitzung des Rates am 1.10.2014 
 
Am Mittwoch, dem 1.10.2014, um 17.00 Uhr findet im gro-
ßen Sitzungssaal des Rathauses die 2. Sitzung des Rates 
der Stadt Bad Salzuflen in der Wahlperiode 2014/2020 
statt. 
 
Tagesordnung: 
 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1. Einwohnerfragestunde 

Anfragen sind bis Montag, den 29.9.2014 
schriftlich beim Bürgermeister einzu-
reichen 

 
2. Niederschrift über die 30. Sitzung des 

Rates in der Wahlperiode 2009/2014 am 
21.5.2014 
- öffentlicher Teil - 

 
3. Niederschrift über die 1. Sitzung des Ra-

tes am 25.06.2014 - öffentlicher Teil - 
 
4. Mitteilungen des Bürgermeisters und der 

Verwaltung sowie Beantwortung 
schriftlicher Anfragen 

 
5. Bericht über laufende Beschlüsse 
 
6. Sanierung des Sportbeckens im VitaSol 

- Genehmigung einer Dringlichkeitsent-
scheidung   

 
6.1. Sanierung des Sportbeckens im VitaSol 

- Genehmigung einer Dringlichkeitsent-
scheidung - 

 
7. Beschlussfassung über die Gültigkeit 

der Gemeinderatswahl 2014 
hier: Vorprüfung gem. § 40 KWahlG 

 
8. Einbringung Entwurf Haushaltssatzung 

2015, Haushaltsplan und Anlagen 
 
8.1. Stellenplan 2015 
 
9. Bericht zur Haushaltsausführung 2014 

mit dem Stand 30.06.2014 
 
10. Gesamtabschluss des "Konzerns Stadt 

Bad Salzuflen" zum 31.12.2010 
 
11. Umsetzung der Strukturplanung im 

Schulzentrum Aspe 
hier: Planungs- und Realisierungsbe-
schluss und Mittelveranschlagung im 
Rahmen der Finanzplanung. 

 
12. Brandschutzmaßnahmen und Sanierung 

der raumlufttechnischen Anlagen in den 
Sporthallen Schulzentrum Lohfeld 

 
13. Projektantrag "Energetische Sanierung 

des Kurgastzentrums" auf Förderung im 
Bundesprogramm "Nationale Projekte 
des Städtebaus" 

 

 
14. Ortsrecht 
 
14.1. Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für die Inan-
spruchnahme von Kindertageseinrichtun-
gen, Kindertagespflege und den Besuch der 
Offenen Ganztagsschule im Primarbereich 

 
14.1.1. Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für die Inan-
spruchnahme von Kindertageseinrichtun-
gen, Kindertagespflege und den Besuch der 
Offenen Ganztagsschule im Primarbereich 

 
14.2. Vierte Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Errichtung und Unterhaltung von 
Obdachlosenunterkünften in der Stadt Bad 
Salzuflen 

 
14.3. Richtlinie der Stadt Bad Salzuflen zur frei-

willigen Förderung gemeinnütziger Verbän-
de, Vereine und sozialer Organisationen im 
Rahmen der Wohlfahrtspflege und Ge-
meinwesenarbeit 

 
14.4. Gebührensatzung für die Abwasserbeseiti-

gung, die Entsorgung von Grundstücksent-
wässerungsanlagen, die Abfallentsorgung 
und die Straßenreinigung der Stadt Bad 
Salzuflen 

 
14.5. Gebührensatzung für die Friedhöfe der 

Stadt Bad Salzuflen 
 
15. Besetzung von Gremien 
 
15.1. Besetzung der Ortsausschüsse einschl. be-

ratender und stellvertretender Mitglieder 
 
15.2. Nachbesetzung im Bilanzprüfungsaus-

schuss der Sparkasse Lemgo 
 
15.3. Umbesetzung in der Zweckverbandsver-

sammlung der Sparkasse Lemgo 
- Antrag der SPD-Fraktion - 

 
15.4. Umbesetzung im Aufsichtsrat Stadtwer-

ke/Wirtschaftsbetriebe 
- Antrag der Fraktion DIE LINKE - 

 
15.5. Umbesetzung im Fachbeirat Stadtmarketing 
 
15.6. Nachbesetzung im Wahlprüfungsausschuss 
 
16. Anfragen von Ratsmitgliedern 
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B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1. Niederschrift über die 30. Sitzung des 

Rates in der Wahlperiode 2009/2014 am 
21.5.2014 
- nichtöffentlicher Teil - 

 
2. Niederschrift über die 1. Sitzung des Ra-

tes am 25.06.2014 - nichtöffentlicher Teil 
- 

 
3. Mitteilungen des Bürgermeisters und der 

Verwaltung sowie Beantwortung schrift-
licher Anfragen 

 
4. Bericht über laufende Beschlüsse 
 
5. Neubestellung eines Leiters der Feuer-

wehr und eines Stellvertreters 
 
6. Anfragen von Ratsmitgliedern 
 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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Stadt Barntrup 
 
426 1. Änderung der Zuständigkeitsordnung des 

Rates der Stadt Barntrup vom 17.09.2014 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Buchstabe f) 
und § 57 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) hat der Rat der Stadt Barntrup 
in seiner Sitzung am 16.09.2014 folgende Änderung der 
Zuständigkeitsordnung beschlossen: 
 
1. Ausschüsse 
 
Abs. 1 Nr. e) wird wie folgt neu gefasst: 
e) Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt und Verkehr 
 
1.1 Haupt- und Finanzausschuss 
 
Es wird Punkt g) neu eingefügt: 
g) Angelegenheiten, die der Zuständigkeit des Haupt- und 
Finanzausschusses unterliegen, können auf Antrag einer 
Fraktion dem Rat zur abschließenden Beschlussfassung 
vorgelegt werden. 
 
1.5 Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt und Verkehr 
 
Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
Er berät alle Fragen des Klima- und Umweltschutzes, des 
Verkehrs und der Abfallbeseitigung. 
 
2.2 Inkrafttreten 
 
Die Änderung der Zuständigkeitsordnung tritt am Tag nach 
der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende vom Rat der Stadt Barntrup am 
16.09.2014 beschlossene 1. Änderung  der Zuständig-
keitsordnung der Stadt Barntrup wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gesindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Änderung  nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 
 

a) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) Diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) Der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) Der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Barntrup, den 17.09.2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Jürgen Schell 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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Stadt Blomberg 
 
427 Ablauf von Nutzungsrechten an Grabstellen 

auf den Friedhöfen der Stadt Blomberg und 
Einebnung von Gräbern 

 
An Grabstellen (Reihen-, Wahl- und Urnengräbern) auf den 
Friedhöfen der Stadt Blomberg, die bis zum 31.12.1984 
belegt worden sind, ist die in § 12 i.V.m. § 15 Abs. 1, § 16 
Abs. 4 und § 18 Abs. 3 der Friedhofssatzung der Stadt 
Blomberg vom 19.11.2004 bestimmte Nutzungszeit am 
31.12.2014 abgelaufen. Eine Verlängerung der Nutzungs-
zeit an diesen Grabstellen ist nur auf Antrag und gegen 
Zahlung der in der Friedhofsgebührensatzung der Stadt 
Blomberg festgelegten Gebühr möglich. Entsprechende 
Anträge sind spätestens bis zum 31. Dezember 2014 bei 
der Friedhofsverwaltung der Stadt Blomberg zu stellen. Alle 
Grabstellen, für die ein entsprechender Antrag auf Verlän-
gerung der Nutzungszeit nicht gestellt wird, werden nach 
Ablauf der Antragsfrist eingeebnet. Gemäß § 15 Abs. 4 und 
§ 16 Abs. 10 der Friedhofssatzung wird die beabsichtigte 
Einebnung der in Frage kommenden Grabstellen hiermit 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Blomberg, den 04. September 2014 
 
Stadt Blomberg 
 
 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



818 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Alte Hansestadt Lemgo 
 
428 Amtliche Bekanntmachung; Versteigerung von 

Fundsachen 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass am Freitag, den 24. Ok-
tober  2014 ab 15.00 Uhr auf dem Hof der Städtischen Be-
triebe Lemgo, Am Bauhof 17, 32657 Lemgo, Fundfahrräder 
und diverse weitere Gegenstände versteigert werden. Die 
Gegenstände können ab 14.00 Uhr besichtigt werden. 
 
Empfangsberechtigten (Verlierer der Fundsachen) wird 
hiermit Gelegenheit gegeben, ihre Rechte bis zum Verstei-
gerungstermin beim Bürgerbüro der Alten Hansestadt 
Lemgo im Ballhaus (Tel.: 05261/213-115) anzumelden. 
 
Lemgo, den 03.09.2014 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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Jobcenter Lippe 
 
429 Öffentliche Zustellung mehrere Schriftstücke 

vom 11.09.2014 an Frau Nadine Markmann 
 
An Frau Nadine Markmann sind am 11.09.2014 unter dem 
Aktenzeichen 6.221.2.20.02.0319 zwei Schriftstücke erlas-
sen worden.  
 
Die Schriftstücke können nicht zugestellt werden, da Frau 
Nadine Markmann unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 werden daher die Schriftstücke durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt. Sie gelten als zugestellt, 
wenn seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als 
zwei Wochen vergangen sind.  
 
Die Betroffene kann die Schriftstücke beim Jobcenter Lip-
pe, Standort Oerlinghausen, Wirtschaftliche Hilfen, Rat-
hausplatz 5, in 33813 Oerlinghausen, Zimmer 3 während 
der üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Oerlinghausen, den 11.09.2014 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Wolter 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2014 
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